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WIRTSCHAFTLICHE, TECHNISCHE UND GESETZGEBERISCHE UNTERSUCHUNG

ÜBER DEN


Mechanischen Schiffszug und das Schleppmonopol

AUF KANÄLEN UND FLÜSSEN

	
1. — Vorbetrachtungen



L'eber die Frage des mechanischen Schifjszugs haben die in-ternationalen Schiffahrtskongresse wiederholt verhandelt, zu letzt in Brüssel (VII) im Jahre 1898 und in Paris (VIII) im Jahre 1900. Namentlich in Brüssel wurden auf den Antrag von La Ri-viere eine Beihe von Grundsätzen aufgestellt, die weiter unten erwähnt werden sollen. Der Pariser Kongress beschränkte sich darauf, « festzustellen, dass die verschiedenen in Frankreich, Belgien und Deutschland gemachten Anwendungen des elektrischen Schiffszugs die Hoffnung auf wirkliche Erfolge gestatteten, und sprach den Wunsch aus, dass diese Unternehmungen von den Behörden der verschiedenen Länder in weiterem Masse unterstützt und ihre Durchführung erleichtert werden möchte, um abschliessende Ergebnisse in technischer und wirtschaftlicher Hinsicht zu erhalten ».

Zu dem Kongress in Düsseldorf (IX) im Jahre 1902 waren Mitteilungen über den « mechanischen Schiffszug auf Kanälen » eingegangen, und zwar für Belgien von Gerard, für Deutschland von Abshoff, Büsser, Köttgen und Volkmann und für Frankreich von Mollard. Eine Verhandlung über diese zum Teil recht wertvollen Mitteilungen hat aber nicht stattgefunden. Auch zu dem letzten Kongress (X) in Mailand im Jahre 1905 war eine Reihe von Mitteilungen « Oekonomische Studien über den mechanischen Schiffszug auf Flüssen, Seen und Kanälen » eingeliefert und zwar für Belgien von Snyers, für Deutschland von Köttgen und von Thiele, für Frankreich von La Riviere, für Grossbritannien von Thwaite, für Russland von Merczyng und für die Vereinigten Staaten von Clarke und Gerard (Brüssel). Mit Ausnahme der letzteren, etwas spät eingelieferten Arbeit sind diese Mitteilungen von dem Generalberichterstatter Palan-dini (Mailand) gemeinschaftlich besprochen worden ; zur Verhandlung in dem Kongresse sind sie aber nicht gekommen. Diese und die oben erwähnten Mitteilungen für den Düsseldorfer Kongress geben gute Auskunft über die weitere Entwicklung des mechanischen Schiffszugs in den einzelnen Ländern, über Entwürfe, Versuche und Erfolge auf diesem Gebiete in technischer und wirtschaftlicher Beziehung.

Die Frage des Schleppmonopols wurde zuerst auf dem II. internationalen Kongress in Wien im Jahre 1886 ausführlich behandelt. Den Verhandlungen lag ein sehr gründlicher Bericht von Schromm (Oesterreich) zugrunde, dessen Ausführungen zum grossen Teil noch heute als richtig anerkannt werden müssen. Der Kongress beschloss nach langen Kämpfen : « Eine einheitliche Organisation des Schleppdienstes auf Schiffahrtskanälen durch den Staat oder durch Privatunternehmer ist zu wünschen. Dieser organisierte Betrieb darf durch den freien Einzelbetrieb nicht gehindert werden. » Bei dem Pariser Kongresse (V) im Jahre 1892 wurde diese Angelegenheit von Deröme und de Bovet wieder angeregt und der Beschluss gefasst, die « Frage der besten ökonomischen Organisation des Ziehens der Schiffe » dem nächsten Kongresse vorzulegen. Dieser Kongress fand 1894 im Haag statt. Da die Frage des Schleppmonopols nicht ausdrücklich auf der Tagesordnung stand, wurde sie nicht behandelt; aber auf die lebhaften Anregungen von de Bovet und Holtz (Paris) wurde beschlossen, diese Frage dem nächsten Kongresse zu überweisen. In Brüssel wurde im Jahre 1898 diese Frage wiederum nicht behandelt und man verschob sie auf den VIII. Kongress, der im Jahre 1900 in Paris tagte. Dort lag über diese Frage aber nur ein ausführlicher Bericht von La Riviere und Bourguin vor, die sich für das Monopol erklärten und der Kongress beschloss aus diesem Grunde wiederum eine Vertagung der Angelegenheit. So ist die Sache bis jetzt unerledigt geblieben.

Es soll unsere Aufgabe sein, zu berichten, wie sich die Verhältnisse des mechanischen Schiffszugs und des Schleppmonopols seit den letzten Kongressen auf den Wasserstrassen Deutschlands entwickelt haben.

Von den obenerwähnten Grundsätzen, die der Brüsseler Kongress von 1898 nach den Vorschlägen La Rivieres aufstellte, dürften einige noch heute allgemeine Beachtung verdienen und sollen daher in etwas abgekürzter Form unserer Arbeit vorangestellt werden :

	
1. Das Schleppen in Schiffszügen ist nur auf Flüssen und auf solchen Kanälen zweckmässig, die lange Haltungen und grossen Querschnitt haben und mit Schleusen versehen sind, die einen ganzen Schleppzug aufeinmal aufnehmen können.


	
2. Auf Kanälen mit mässigen Querschnittsabmessungen und kurzen Haltungen müssen die Schiffe einzeln geschleppt werden, wenn Zeitverluste und Schiffsanhäufungen beim Bilden der Schiffszüge und beim Durchfahren der Schleusen vermieden werden sollen.


	
3. Die gwöhnlich einzuhaltende Fahrgeschwindigkeit muss untter Berücksichtigung des Verhältnisses zwischen Kanal- und Schiffsquerschnitt so bestimmt werden, dass die aufgewendete Zugkraft innerhalb zulässiger Grenzen bleibt.


	
4. Bei der Festsetzung der grössten zulässigen Geschwindigkeit und bei der Wahl der Schleppart ist die Beschaffenheit der Ufer, insbesondere der Erhaltung der Böschungen wegen, zu berücksichtigen.


	
5 Auf der Kanalstrecke muss allen Schiffen für beliebige Entfernungen eine sichere und billige Schleppgelegenheit geboten werden, die immer zur Verfügung der Schiffer stehen muss, ohne ständig mit dem Schiffe verbunden zu sein.



	
11. — Der Betrieb auf den Kanälen



Die deutschen Binnenwasserstrassen bestehen bekanntlich vorwiegend in offenen Flüssen, in geringerem Masse in kanalisierten Flüssen und Kanälen. Es gibt noch kein grosses Ka-nalnetz wie in Frankreich und Belgien und namentlich die älteren Kanäle sind nur verhältnismässig kurze Verbindungsstrecken zwischen offenen oder zum Teil kanalisierten Flüssen. Ein gewisses Kanalnetz stellen nur die Märkischen mit den Mecklenburgischen Wasserstrassen und die Elsass-Lothringischen mit den Saar-Kanälen dar. Das letztere Netz ähnelt durchaus den französischen Kanälen, hat kleine Abmessungen, geringen Verkehr und soll bei den Untersuchungen über den mechanischen Schiffszug nicht berücksichtigt werden. Dagegen hat das Gebiet der Märkischen Wasserstrassen, zwischen Elbe und Oder gelegen und mit dem Mittelpunkte Berlin, für den Verkehr grosse Bedeutung. Zu diesen Wasserstrassen gehören z. B. die Spree-Oder-Wasserstrasse (der sogenannte Oder-Spree-Kanal), der Teltowkanal und der im Bau befindliche neue Kanal Berlin-Hohensaathen. Ausserdem sind von neuen fertigen Kanälen der Elbe-Trave-Kanal und der Dortmund-Ems-Kanal besonders zu berücksichtigen, während der Bau des grossen Kanals vom Rhein zur Weser u7?"1 bis Hannover soeben erst begonnen worden ist.

Unsere Untersuchungen über die Entwicklung des mechanischen Schiffszuges werden sich am besten an den Kanälen der Märkischen Wasserstrassen durchführen lassen, zumal auf einzelnen von diesen schon jetzt ein starker Verkehr von 3 bis 4 Millionen t jährlich vorhanden ist. Nach den bisher gemachten Mitteilungen ist es klar, dass sich auf den älteren kurzen Verbindungskanälen eine besondere Art des Betriebes oder der Fortbewegung nicht so entwickeln konnte, wie z. B. in Frankreich. Der Betrieb schloss sich vielmehr dem auf den benachbarten Flussstrecken üblichen durchaus an, d. h. in älterer Zeit wurden die Schiffe durch Segeln, Treideln und Schieben bewegt. Diese Fortbewegungsart wurde auch noch lange beibehalten, nachdem die Dampfkraft auf den Flüssen eingeführt war, weil die grossen breiten, flachgehenden Raddampfer, die die Schleppzüge auf den grossen Flüssen (Elbe und Oder) beförderten, nicht in den schmalen Kanälen und durch die Schleusen mit kleinen Abmessungen — für Schiffe von Finowmass — fahren konnten. Dagegen entwickelte sich auf den Flüssen Havel und Spree allmählich ein Schleppbetrieb durch kleine Schraubendampfschiffe, die namentlich bei ungünstigem Winde für die Beförderung der Schiffe durch die vielen seeartigen Erweiterungen dieser Flüsse in der Umgegend von Berlin sehr zweckmässige Verwendung fanden. Aber diese kleinen Schleppdampfer dehnten ihren Betrieb, — selbst als kein polizeiliches Verbot mehr bestand — nicht in bemerkenswertem Umfange auf die älteren kleinen Kanäle aus ; auf diesen entwickelte sich vielmehr zur Beschleunigung der bisherigen Fortbewegungsweise (etwa um das Jahr 1880) die Pferdetreidelei. Diese besteht noch heute auf der Kanalstrecke der Havel-Oder-Wasserstrasse von Pinnow bis Liepe.

Die Verhältnisse änderten sich nach dem Ausbau der Spree-Oder-Wasserstrasse (Oder-Spree-Kanal) und nach dem Umbau des Plauer Kanals. Diese Wasserstrassen waren für Schiffe von 400 bis 600 t Tragfähigkeit mit grossen Querschnitten und verhältnismässig langen Haltungen versehen. Hier entwickelte sich bald ein lebhafter Betrieb mit Schleppdampfern, während das Segeln und Treideln durch Menschenkraft immer mehr verschwand und die Pferdetreidelei trotz der gut ausgebauten Leinpfade sich überhaupt nicht in bemerkenswertem Umfange einführen liess. Besonders der Verkehr auf der Spree-Oder-Wasserstrasse nahm bald in ungeahnter Weise zu, weil der Handel Schlesiens diese Strasse nicht nur bis Berlin sondern auch bis Hamburg zum Verkehr mit dem Auslande bevorzugte. Der Betrieb mit Schleppdampfern schien sich zu bewähren und war auch ziemlich wohlfeil, zumal schiffahrtspolizeilich die gleichzeitige Beförderung von vier Schiffen durch einen Dampfer zugelassen wurde und weitere Beschränkungen nicht bestanden. Dies ist zum Teil darauf zurückzuführen, dass die neue Wasserstrasse nicht durchweg ein künstlicher Kanal ist, vielmehr nur zwei Kanalstrecken : Seddinsee — Gr. Tränke von 24 km Länge und Fluthkrug-Fürstenberg von 44 km Länge hat, zwischen denen die rd. 20 km lange kanalisierte Fürstenwalder Spree liegt. Die Schleppzüge können auf diese Weise in derselben Zusammenstellung von der Oberschleuse in Fürstenberg an der Oder bis Berlin auf rd. ÜO km befördert werden.

Da sich der Betrieb mit Schleppdampfern auf der neuen Spree-Oder-Wasserstrasse anscheinend bewährt hatte, war es natürlich, dass die später gebauten grossen deutschen Kanäle mit ähnlichen Querschnitten und ähnlichen Gefällsverhältnissen den gleichen Betrieb einführten, nämlich der Dortmund-Ems-Kanal (erbaut 1892 bis 1899) und der Elbe-Trave-Kanal (erbaut 1896 bis 1900). Da diese Kanäle für Schiffe von grösseren Abmessungen hergestellt wurden, so legte man den Entwürfen nur Schleppzüge von zwei Schiffen (65 m lang und 8 m breit) zugrunde, die bei dem Elbe-Trave-Kanal zugleich mit einem Schleppdampfer in allen Schleusenkammern Platz finden, während beim Dortmund-Ems-Kanal nur die Schleusen in der unteren Strecke in entsprechend grossen Abmessungen als Zugschleusen angeordnet sind. .Auf diesen beiden Kanälen findet zur Zeit fast ausschliesslich die Beförderung der Schiffe durch Schleppdampfer statt. In der nachstehenden Tabelle sind einzelne Kanäle und Kanalstrecken zum Vergleich zusammengestellt .


	
N’
	
BEZEICHNUNG

DER

KANALSTRECKE
	
Länge in km.
	
Zahl der Schleusen
	
Also durchschnittliche Lauge einer Haltung
	
Bemerkungen

ÜBER die Art der Schleusen


	
i 1
	
Finowkanal (allein).
	
42
	
12
	
3.5
	
Jede Schleuse hat zwei zweischiffige Kammern, so dass stets vier Schiffe ; von Finowmass (40,2 m lang, 4.60 m breit) aufeinmal geschleust wer-können.


	
2
	
Havel-Oder-W asser-strasse von Pinnow bis Liepe (Oranienburger-. Malzer-undFinowkanal zu sammen) ....
	
70
	
16
	
4.4


	
i .)
	
Bromberger Kanal .
	
26.6
	
9
	
3.0
	
Die Schleusen sind meist einschiffig für Schifte von Finowmass. |


	
4
	
Plauer Kanal von Parev an der Elbe bis Plaue an der Havel.....
	
34.6
	
3
	
11.5
	
Einschiffige Kammern für Schiffe von 65 m Länge und 8 m Breite.


		
Spree-Oder-Wasserstrasse vom Seddinsee bis zur Oder, (sogenannte Oder-Spree-Kanal). . .
	
87.5
	
7
	
12.5
	
Die Kammern können ein Schift’von 55 m. Länge und 8 m Breite oder zwei Schifte von Finowmass aufnehmen. Fünf Schleusen haben neuerdings zweite Kammern von gleicher Grösse er- j halten.


	
; 6
	
Dortmund-Ems-Ka-nal :

a) Kanalstrecke von Herne bis zur Ems.

b) Ganze Länge von Herne bis Emden, Hafen.....
	
133.9

265
	
8

19
	
16.7

14
	
Die Kammern der Strecke a sind einschiffig für Schifte von 65 m Länge und 8 m Breite. 1 In der unteren Strecke sind Zugschleusen, die zwei solche Schiffe und einen Schleppdampfer aufnehmen.


	
7
	
Elbe-Trave-Kanal .
	
67
	
’ 7
	
9.6
	
Die Kammern können 2 Schifte von 65 m Länge und 8 m Breite und einen Schleppdampfer aufnehmen.




Aus der Tabelle ergibt sich, dass die oben aufgeführten Brüsseler Grundsätze 1 und 2 an diesen deutschen Kanälen durch die Erfahrung im allgemeinen bestätigt werden : Auf den unter 1 bis 3 genannten Kanälen mit kleinen Querschnitten und kurzen Haltungen wird in der Regel jedes Schiff einzeln befördert, durch Pferde- oder Menschentreidelei oder durch Segeln. Das Schleppen mit Dampfern bildet eine Ausnahme. Bei den Kanälen unter 4 bis 7 mit grossen Querschnitten und langen Haltungen bildet hingegen das Schleppen in Schiffszügen durch Schleppdampfer die Regel.

Allein es zeigten sich an den Kanälen der Spree-Oder-W asser-strasse bald bedenkliche Schäden, die durch den Schleppdampferbetrieb hervorgerufen waren. Zunächst an den baulichen Anlagen selbst. Die Kanäle hatten beim Bau einen trapezförmigen Querschnitt von 2 m Wassertiefe erhalten und sollten von 1,75 m tief eintauchenden Schiffen durchfahren werden. Schon wenige Jahre nach der Eröffnung musste aber die zulässige Tauchtiefe von 1,75 m auf 1,65 m, auf 1,60 m und vorübergehend sogar auf 1.50 m herabgesetzt werden, weil die normale Wassertiefe von 2 m nicht in genügender Breite erhalten werden konnte. Es wurde ermittelt, dass die leicht bewegliche sandige Kanalsohle durch die Wirbel der Schiffsschrauben in der Mitte sich bedeutend vertieft hatte und dass der aufgewirbelte Sand an den Seiten abgelagert worden war, so dass der trapezförmige Querschnitt allmählich eine parabolische Form angenommen hatte, die bei gleichem Flächeninhalt natürlich nicht mehr die nötige Fahrwasserbreite zum Begegnen zweier Schiffe aufwies. Um bei dieser Querschnittsform Schiffe von 1,75 m verkehren zu lassen, wäre es nötig gewesen, die ganzen Kanäle durchweg um etwa 1 m zu vertiefen. Aber es traten noch bedenklichere Erscheinungen auf. Einzelne Kanalstrecken waren durch eingebrachte Tonschichten gegen Wasserverluste und in den Aufträgen gegen Durchbruch künstlich gedichtet worden. Diese Dichtungen wurden in der Mitte der Kanäle infolge der Vertiefung zum Teil durchgebrochen und es bestand Gefahr für den ganzen Bestand der Kanäle überhaupt. Andere Schäden entstanden durch die immer wiederholten Zerstörungen der Uferbefestigung, namentlich, wenn die Schraubendampfer dieser zu nahe kamen, was bei dem starken Verkehr und dem zügellosen Wettbewerb durch polizeiliche Aufsicht nicht genügend verhindert werden konnte. Ferner wurden die

Brücken, Schleusen und andere Bauwerke oft beschädigt, auch kamen viele Zusammenstösse von Schleppzügen vor, die häufig erhebliche Verkehrstockungen herbeiführten. Wenn auf dem Dortmund-Ems-Kanal und auf dem Elbe-Trave-Kanal diese nachteiligen Wirkungen bisher nicht gespürt wurden, so liegt das daran, dass der Schiffsverkehr auf der Spree-Oder-Wasserstrasse erheblich grösser ist (1). Es ist aber nicht nur die Zahl der beförderten Schiffe eine viel grössere, sondern es tritt noch der besondere Umstand hinzu, dass der Verkehr sich nicht gleichmässig auf die ganze jährliche Schiffahrtszeit verteilt,vielmehr in einzelnen Wellen auftritt. Der Grund liegt in den Schiffahrtsverhältnissen der Oder, die in ganz besonderer Weise durch ihre Wasserführung beinflusst werden. Bei Niedrigwasser ist dort nur eine so kleine Tauchtiefe zulässig,dass die Schifffahrt nicht lohnend ist. Die Schiffe warten daher den Eintritt von Hochwasser ab und schwimmen dann mit der Welle bis Fürstenberg, dem Eingänge der Spree-Oder-Wasserstrasse, hinunter, wo sie oft zu Hunderten aufeinmal eintreffen. Natürlich können sie nur langsam in den Kanal gebracht werden und. wenngleich die Schleusen zu solchen Zeiten ohne Unterbrechung Tag und Nacht hindurch arbeiten, muss ein Teil der Schiffe doch zuweilen 8 bis 10 Tage auf das Einschleusen warten. In den Kanalhaltungen wird dann natürlich mit übergrosssen Geschwindigkeiten gefahren und der eine Schleppzug will den andern überholen, um vor ihm bei der nächsten Schleuse einzutreffen, wo sich die gleiche Schwierigkeit einstellt. Wir haben hier ein Bild, das vielleicht einem Jahresverkehr von 4 bis 5 Millionen t entsprechen würde, der sich gleichmässig auf die ganze jährliche Schiffahrtszeit verteilt. Die Reihe der vor den Schleusen haltenden Schiffe ist dann zuweilen mehr als 6 km lang. Ungünstig ist ferner der Umstand, dass Schleppdampfer mit vier Schiffen zugelassen werden, während auf dem Dortmund-Ems-Kanal nur deren zwei geschleppt werden. Die Herabsetzung der Anzahl von vier auf zwei würde aber die Schleppkosten erheblich vergrössern, zumal die in der Spree-Oder-Wasserstrassen zugelassenen Schiffe höchstens 55 m lang sein dürfen

	
(1) Im Jahre 1906 wurden auf dem Elbe-Trave-Kanal 4 273 Güterschiffe mit 500 000 t Güter befördert, auf den Dortmund-Ems-Kanal 4 374 Güterschiffe mit 1 160 000 t Güter, auf den Kanälen der Spree-Oder-Wasserstrasse 32 027 Fahrzeuge (einschl. Dampfer) und 3 000 000 t Güter.



und bei einer Tauchtiefe von 1,60 m höchstens eine Tragfähigkeit von 470 t haben. Ferner ist zu erwähnen, dass in den fraglichen Kanälen kein Schleppzwang besteht, so dass äusser den Schleppzügen nebenbei noch gesegelt und getreidelt wird, wodurch der Verkehr natürlich stark behindert wird.

Die preussische Wasserbauverwaltung hat sich in den letzten Jahren vielfach bemüht, durch strenge Polizeivorschriften diese Zustände zu verbessern, die einerseits den Bestand des Kanals gefährden und anderseits durch die vielen Verkehrsstockungen den Handel schädigen. Es wurde das gegenseitige Ueberholen von Schleppzügen mit beladenen Schiffen verbotenes wurde für diese ferner eine Mindestgeschwindigkeit von 3 km und eine Höchstgeschwindigkeit von 3,5 km je Stunde vorgeschrieben. Wegen der schwierigen Steuerung musste für Schleppzüge aus leeren Schiffen eine Geschwindigkeit von 5 km zugelassen werden. Ferner werden jetzt alle Schleppdampfer einer amtlichen Untersuchung unterworfen und solche mit einem Tiefgang über 1,35 m nicht mehr in die Kanäle hineingelassen. Aehnliche Vorschriften sind auch für die Frachtdampfer erlassen worden. Wenngleich schon diese geringen Beschränkungen des zügellosen Schleppschiffahrtsbetriebes von den Beteiligten zum Teil mit Widerspruch aufgenommen wurden, besteht doch die Befürchtung, dass durch diese Vorschriften allein eine wesentliche und dauernde Beseitigung der geschilderten Schäden nicht zu erwarten steht. Jedes Dampfschiff bedeutet ohne Zweifel eine gewisse Gefahr für einen Schiffahrtskanal von beschränkten Abmessungen, wenn es nicht von einem daraufgestellten Polizeibeamten dauernd überwacht wird. Wollte man die Kanäle aber so erweitern, vertiefen und befestigen, dass jede Gefahr ausgeschlossen wäre,dann würden die Herstellungskosten natürlich unerschwinglich sein. Um bei den plötzlichen Hochwasserwellen der Oder die grosse Zahl der zugleich vor dem Kanaleingang eintreffenden Schiffe schneller durch die Schleusen zu bringen, hat die Wasserbauverwaltung im Laufe der letzten Jahre bereits bei fünf Schleusen zweite Kammern neben den bestehenden erbaut, so dass an diesen Doppelschleusen auf einmal zwei grosse oder vier kleine Schiffe befördert werden können. Dadurch wird die Wartezeit natürlich auf die Hälfte gebracht, aber in den einzelnen Kanalhaltungen wird sich gleichzeitig etwa die doppelte Zahl von Schiffen befinden, wodurch die Aufrechterhaltung der Ordnung und die Verhütung von Verkehrsstockungen voraussichtlich noch mehr erschwert werden wird. Eine gründliche Verbesserung dieser Zustände kann nur erreicht werden, wenn der Schleppbetrieb und der Betrieb der Schleusen in eine Hand gelegt wird und hierbei alle Schiffe in gleicher Weise geschleppt werden. Da es sich dabei auch wesentlich um die Erhaltung des guten Zustandes der Wasserstrasse und ihrer Bauwerke handelt, wird für die Ueber-nahme des einheitlichen Betriebes in erster Reihe der Staat in Betracht kommen. Dieser Gedanke ist in betreff der Spree-Oder-Wasserstrasse bereits in Erwägung gezogen worden. Es wäre diese Einrichtung lediglich als eine schiffahrtpolizeiliche Massregel zum Zweck der Regelung und Beschleunigung des Verkehrs zur Förderung des öffentlichen Allgemeinwohls aufzufassen. Der Staat hätte dabei den mittelbaren Vorteil, dass einerseits die Kanalanlage mehr geschont und die Unterhaltungskosten vermindert werden, und dass anderseits die Ausübung der Schiffahrtspolizei wesentlich leichter und billiger wird. Er könnte daher auf jeden Unternehmergewinn verzichten, so dass sich die Schleppkosten voraussichtlich nicht höher stellen würden als bisher. Der Handel hätte dagegen den grossen Vorteil der schnelleren und regelmässigen Beförderung, da sich Unfälle und Verkehrsstockungen viel leichter würden verhüten lassen. Allerdings wird der Staat, um jederzeit allen Anforderungen entsprechen zu können, eine recht grosse Schleppkraft stets in Reserve halten müssen, wodurch sein Anlagekapital etwas erhöht wird. Selbst wenn durch die erforderliche Verzinsung und Tilgung dieses grossen Anlagekapitals die Höhe der festen Schlepptarife gegenüber den jetzt stark schwankenden Sätzen etwas grösser werden sollte, so wird dies doch durch die grössere Beschleunigung und bessere Ausnutzung der Schiffe ausgeglichen werden. Ohne Einführung des einheitlichen Betriebes würden übrigens weitere polizeiliche Beschränkungen in Zukunft voraussichtlich nicht zu umgehen sein, die eine Steigerung der jetzigen Schleppsätze zur Folge haben würden. Auf der Spree-Oder-Wasserstrasse würde der Staat zunächst den bisherigen Betrieb durch Einstellung eigener — vielleicht durch Ankauf einiger vorhandener — Schleppdampfer fortführen, bis er ihn durch einen Lokomotivbetrieb vom Leinpfade aus ersetzen kann, für den bekanntlich das Schleppmonopol die Vorbedingung ist. Dadurch würden weitere Vorteile erreicht werden : die Fahrgeschwindigkeit könnte von 3,5 km auf 5 km je Stunde gesteigert werden und an den Schleusen würde eine erhebliche Wasserersparnis eintreten, weil keine Schleppdampfer mehr durchzuschleusen wären. Zur Einführung dieses organisierten Betriebes würde übrigens keine besondere Gesetzgebung erforderlich sein.

Bemerkt mag hier noch werden, dass der Schleppbetrieb auf der Spree-Oder-Wasserstrasse im allgemeinen nicht durch die grossen Schiffahrtsgesellschaften selbst ausgeübt wird, die ihren Sitz meistens an der Oder haben und denen die Mehrzahl der Schiffe gehört, sondern durch kleine Schraubendampfer von sehr verschiedener Güte und Stärke, die meistens im Besitz einzelner Personen stehen und überall im Gebiet der Märkischen Wasserstrassen ihren Verdienst suchen. Es bestehen darum zur Zeit auch keine festen Schleppsätze, sondern es herrscht vollständig freier Wettbewerb. Die Zahl der auf den Märkischen Wasserstrassen vorhandenen Schleppdampfer dieser Art ist auf etwa 200 bis 250 zu schätzen; sie verkehren aber bei hohen Wasserständen ausnahmsweise auch auf der Elbe und der Oder. Zuweilen vereinigt sich ein Teil davon zu einem Verbände für eine bestimmte Linie und schleppt dann in bestimmter Reihe zu festen Sätzen. Bisher haben diese Vereinigungen keine lange Dauer gehabt; eine Ringbildung würde aber unter Umständen leicht zu einer Art von Privat-Schleppmonopol führen. Anders liegen die Verhältnisse auf dem Dortmund-Ems-Kanal. Dort gehören sowohl die Schleppdampfer wie die Frachtschiffe fast sämtlich den dort bestehenden grossen Gesellschaften an. Wenn sie sich vereinigen, können Sie schon ein nahezu vollständiges Betriebsmonopol ausüben. Demgegenüber dürfte ein staatliches ScA/e^^monopol unbedingt den Vorzug verdienen. Auf dem Elbe-Trave-Kanal besteht seit seiner Eröffnung ein bedingtes Schleppmonopol, indem alle Schiffe, die nicht mit eigner Dampfkraft fahren oder durch Menschen und Tiere getreidelt werden, durch die im Eigentum der Stadt Lübeck stehenden Schleppdampfer befördert werden müssen, so dass andere Schleppdampfer in dem Kanal nicht zugelassen werden. Dieser Betrieb hat sich bisher bewährt. Die Schleppgebühren betragen etwa 0,4 Pf oder 0,004 M je tkm.

In neuester Zeit (1901 bis 1906) ist der Teltowkanal gebaut worden, der im Süden von Berlin die Spree mit der Havel verbindet. Er hat ähnliche Abmessungen wie die vorerwähnten Kanäle und erlaubt Schiffen von 65 m Länge und 8 m Breite die Durchfahrt. Mit Rücksicht auf die schlechten Erfahrungen beim Schleppdampferbetriebe beschloss der Bauherr, das ist der Kreis Teltow, elektrischen Schiffszug mit Lokomotiven und Monopolbetrieb einzurichten. Die zuständigen preussischen Minister erteilten ihre Zustimmung dazu (i). Der Betrieb des Kanals ist seit einem Jahre eröffnet und das Lokomotivsystem der Siemens-Schuckert-Werke hat sich bis jetzt bewährt. Mit Rücksicht auf die vielen verbreiteten Veröffentlichungen über diesen Kanal und seinen elektrischen Schleppbetrieb (2) können nähere Mitteilungen hier unterbleiben. Nur einige Punkte sollen hervorgehoben werden. Bei starkem Verkehr ist es auf jedem Kanal mit ähnlichen Abmessungen unbedingt erforderlich, dass auf beiden Seiten kräftige Schienengleise angeordnet werden, die gelegentlich auch zu anderen Beförderungszwecken verwandt werden können. Ferner scheinen der bewegliche Schlepparm, der die Trosse über die am .Ufer liegenden Schiffe hebt, sowie die mechanisch angetriebene Seiltrommel, durch die die Schlepptrosse nach Bedarf verlängert und verkürzt werden kann, durchaus nötige Ausrüstungsteile der Lokomotiven. Trotz der kräftigen und wirklich guten Bauausführung der Betriebseinrichtungen wird jetzt nur eine Schleppgebühr von etwa 0,40 Pf oder 0,004 M für das tkm erhoben und dieser Satz wird vielleicht später bei stärkerem Verkehr noch herabgesetzt werden können. Hierzu sei bemerkt, dass sich die Kosten der Pferdetreidelei am Finowkanal und die Kosten des Schleppdampfbetriebs auf der Spree-Oder-Wasserstrasse etwa auf 0,30 Pf oder 0,003 M für das tkm belaufen. Der Durchgangsverkehr im Tel-towkanal, der für den Verkehr von Breslau nach Hamburg und Magdeburg die Linie über Berlin, Charlottenburg und Spandau erheblich abkürzt, ist zur Zeit noch sehr gering, weil die Schifffahrt sich mit den Abgaben und dem Monopolbetrieb der neuen

	
(2) Der betreffende Erlass des Herrn Ministers der öffentlichen Arbeiten, des Finanzministers und des Ministers für Handel und Gewerbe vom Jahre 1901 besagte : « Wir erklären uns damit einverstanden, dass an dem neuen Kanal von Glienicke an der Havel nach der Oberspree ein elektrischer Schiffszug durch den Kreis Teltow eingerichtet und die Befahrung dieser Wasserstrasse grundsätzlich nur bei gleichzeitiger Benutzung der elektrischen Schleppeinrichtung gestattet wird, während jede andere Art der Fortbewegung von Schiffen, insbesondere durch eigenene Dampfkraft, durch Treideln oder Staken ausgeschlossen bleibt. Ausnahmen für besondere Fälle können vom Kreise mit Genehmigung des Regierungspräsidenten zugelassen werden. »


	
(3) Vergl. die Litteraturangaben am Ende des Berichts.



Wasserstrasse noch nicht befreunden kann ; sie bleibt vielmehr bei den bisherigen Gewohnheiten und benutzt den alten Weg über Berlin, in der Hoffnung, durch diesen Widerstand eine Ermässigung der Kanal- und Schleppgebühren herbeizuführen. Diese Erscheinung ist ja im Verkehrsleben nicht neu, wie die Erfahrungen am Suezkanal und am Kaiser-Wilhelm-Kanai (Nord-Ostsee-Kanal) bewiesen haben.

Noch vor Fertigstellung des Teltowkanals wurde im preussischen Landtage im März 1905 die Wasserstrassenvorlage angenommen, durch welche die Herstellung des Rhein-Weser-Kanals mit einigen Nebenlinien, des Grossschiffahrtsweges Berlin-Stettin und die Verbesserung der Oder-Weichsel-Wasserstrasse mit dem Bromberger Kanal beschlossen wurde. Die Annahme dieses Gesetzes im preussischen Abgeordnetenhause wurde von der Bedingung abhängig gemacht, dass auf dem Kanal vom Rhein zur Weser und auf seinen Anschlusslinien ein staatliches Schleppmonopol eingeführt würde. Während beim Teltowka-nal allein die Rücksichten auf Sicherheit und Regelmässigkeit des Verkehrs verbunden mit möglichster Schnelligkeit und Schonung der Kanalanlagen für die Einführung des Schleppmonopols entscheidend waren, ist die vorwiegend von früheren Kanalgegnern unterstützte Bedingung für die Annahme des Rhein-Weser-Kanals auf wirtschaftlich-politische Gründe zurückzuführen. Der betreffende Antragsteller führte zur Empfehlung des Schleppmonopols aus: « Der Staat kann seine Tarifpolitik auf den Kanal ausdehnen ; er kann wirtschaftlichen Verschiebungen durch ausgleichende Tarifgestaltung vorbeugen ; er kann bewirken, dass die Vorteile der Transportverbilligung der Allgemeinheit zugute kommen. » Diese Ansichten sowie die Hinweisungen darauf, dass der Staat durch hohe Tarife die Einfuhr ausländischen Getreides auf diesem Kanal verhüten, dass er vielleicht noch weiter gehen, eigene Frachtschiffe beschaffen und selbst Schiffahrt treiben oder auch die ganze Schiffahrt verstaatlichen könne, sind von der agrarischen Seite des Abgeordnetenhauses nicht bekämpft worden. Wenn aber schliesslich der Bedingung des Schleppmonopols doch von der Regierung und auch einem erheblichen Teile der liberalen Minderheit zugestimmt wurde, so geschah das, weil man darin — nach dem Vorgänge des Teltowkanals — eine wesentliche Ver kehr sv erbe s-serung erkannte. Als solche ist sie auch von den deutschen Wasserbauingenieuren und einem Teile der Handelskammern begrüsst worden. Bei der Bewilligung des Kanals Berlin-Stettin wurde von dem Abgeordnetenhause die Bedingung des Schleppmonopols nicht gestellt, weil hierfür nicht die gleichen wirt-schafts-politischen Gründe vorlagen. Daher ist diese Bedingung auch nicht in das Gesetz gekommen. Als vor kurzer Zeit der Bau dieses Kanals begonnen und in Erwägung gezogen wurde, wie der Schleppbetrieb gestaltet werden sollte, erhob sich von den beteiligten Handelskammern und den Stadtgemeinden Berlin und Stettin ein lebhafter Widerspruch gegen das staatliche Schleppmonopol, der durch die vorerwähnten Verhandlungen im preussischen Landtage und durch die natürlich unbegründete Furcht hervorgerufen war, dass dies Schleppmonopol zu einem Betriebsmonopol und zur Verstaatlichung der ganzen Binnenschiffahrt führen könnte. Ferner wurde auch behauptet, dass durch das Schleppmonopol eine wesentliche Verteuerung der Wasserfrachten hervorgerufen werden würde. Dieser so begründete Widerspruch scheint nicht gerechtfertigt und wird auf die Dauer wohl nicht aufrechterhalten werden können, da eine volle wirtschaftliche Ausnutzung dieser Wasserstrasse ohne eine einheitliche Organisation des Betriebes kaum möglich ist. Ausserdem würden auch die Unterhaltungskosten höher werden, zu. denen ja auch die fraglichen Garantieverbände ihren Anteil beizutragen haben. Der neue Schiffahrtsweg,der in ähnlichen Abmessungen wie der Dortmund-Ems-Kanal und der Rhein-Weser-Kanal für Schiffe von 65 m Länge, 8 m Breite und 600 t Tragfähigkeit gebaut werden soll, wird künftig eine Länge von etwa 172 km haben und sich aus drei Kanalstrecken und drei flussartigen Strecken zusammensetzen. Von der Berliner Schleuse Plötzensee führt zunächst eine 9 km lange Kanalstrecke — der Spandauer Kanal — nach dem Tegeler See und der Havel. Dann folgt die Strasse 24 km lang dem Haveltal bis zum Lehnitz-see, wo sie mit einer Schleuse zu der etwa 50 km langen Scheitelstrecke hinaufsteigt, die bis Liepe führt. Dort fällt der Kanal mittels einer Schleusentreppe oder eines Hebewerks 36 m hinunter in die seeartigen, 13 km langen Oderberger Gewässer und erreicht bei Hohensaathen mittels einer Schleuse die Oder. In der kanalartig auszubauenden Westoder (Vorflutkanal) geht die Strasse 40 km weiter bis Friedrichstal und erreicht dort die offene Oder, in der noch 36 km bis Stettin zurückzulegen sind. Auf den flussartigen Strecken ist der Betrieb mit Schleppdampfern — Rad- oder Schraubendampfern — selbstredend der zweckmässigste. Durch die drei Kanalstrecken — Spandauer Kanal, Scheitelkanal und Vorflutkanal — wird man aber kaum mit denselben Dampfern verkehren können, da das weder wirtschaftlich noch technisch gerechtfertigt wäre. Es werden also wahrscheinlich die Schleppzüge wiederholt aufgelöst und neu gebildet werden müsssen. Für den 50 km langen schleusenlosen Scheitelkanal wäre natürlich ein Betrieb durch elektrische Lokomotiven das Vorteilhafteste, da hierbei die grösste Schnelligkeit und die grösste Ersparnis an Schleusenwasser herbeigeführt werden könnte. Angesichts des oben erwähnten Widerspruchs hat die Staatsregierung für die Einführung des Schleppmonopols nicht Stellung genommen. Es steht zu erwarten, dass die Anschauungen der Beteiligten sich ändern werden, wenn mit dem Monopolbetriebe auf dem Rhein-Weser-Kanal gute Erfolge erzielt werden. Ueber die beste Betriebsweise auf diesem Kanal sind von der preussischen Wasserbauverwaltung bereits gründliche und vorsichtige Untersuchungen angestellt worden, die kürzlich in dem’ Aufsatze : «Untersuchungen über den Schiffahrtsbetrieb auf dem Rhein-Weser-Kanal vom Geheimen Oberbaurat Dr. Ing. Sympher, Regierungs- und Baurat Thiele und Maschinenbauinspektor Block » in der Zeitschrift für Bauwesen (Berlin, bei Ernst und Korn) veröffentlicht worden sind. Die wichtigsten Ergebnisse mögen hier mitgeteilt werden.

Zunächst ist unter Berücksichtigung der in der Königlichen Versuchanstalt für Wasserbau und Schiffbau in Berlin angestellten Versuche über den Schiffswiderstand das wirtschaftlich günstigste Verhältnis zwischen Kanalquerschnitt und Schiffsgeschwindigkeit untersucht worden. Es wurden folgende Annahmen gemacht :

Jahresverkehr : 2 Millionen t, Kanallänge : 300 km, jährliche Betriebstage : 270,Ladefähigkeit der 65 m langen und 8 breiten Schiffe bei 1,75 m Tauchtiefe : 667 t, volle Hin- und 1/5 Rückfracht, durchschnittliche tägliche Fahrzeit : 13 Stunden, wofür aber mit Rücksicht auf Verminderung der Geschwindigkeit bei Kreuzungen und an Aufenthalten nur die Leistung von 12 Stunden mit voller Geschwindigkeit berechnet wurde.

Es wurde Schleppdampferbetrieb mit je zwei angehängten Schiffen zugrundegelegt und man hat Geschwindigkeiten von 4, 5 und 6 km je Stunde und Querschnitte von 59,5 qm, 75,4 qm und 105,9 qm Grösse miteinander verglichen. Ferner waren angenommen für die Dampfer eine jährliche Abschreibung von 6 %, Unterhaltung 4 %, Versicherung 1 %, Verwaltung 3 % und Verzinsung 5 %, zusammen 19 %, für die Frachtschiffe eine Abschreibung von 5 %, Unterhaltung 2 %, Versicherung 3/4 %, Verwaltung 3 % und Verzinsung 5 %, zusammen 15 3/4 %. Als Wartezeit auf den Schleppzug oder auf Ladung vor der Hin-und Rückfahrt werden sowohl für den Dampfer wie für die Frachtschiffe je 2 Tage, für die letzteren ausserdem für Löschen und Laden zusammen für eine Doppelreise 12 Tage berechnet. Es ist klar, dass mit der wachsenden Fahrgeschwindigkeit die Zahl der erforderlichen Frachtschiffe und Schleppdampfer abnimmt, dass dagegen die Kosten der letzteren wegen der grösseren Leistungsfähigkeit, die durch den zunehmenden Schiffswiderstand bedingt ist, zunehmen müssen. Der Schiffswiderstand nimmt wiederum mit wachsendem Kanalquerschnitt ab.

Die Transportkosten für 1 tkm ergaben sich, wie folgt:
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Es zeigt sich, dass Geschwindigkeiten von 6 m zu theuer werden und dass im übrigen die Transportkosten mit zunehmender Querschmttsgrösse abnehmen, weil die Kosten für die Vergrösserung des Querschnitts nicht berücksichtigt sind. Es sind darum die Zinsen für das zur Vergrösserung des Querschnitts aufzuwendende Kapital unter Vernachlässigung der geringfügigen Vergrösserung der Unterhaltungskosten angenähert berechnet und dabei ermittelt worden, dass für den Querschnitt von 75,4 qm ein Zuschlag von 0,028 Pf und für den Querschnitt von 109,5 qm ein Zuschlag von 0,175 Pf auf die Transportkosten je tkm zu machen ist. Dann ergibt sich bei einem .Jahresverkehr von 2 Millionen t folgendes Bild :
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Die gleiche Rechnung für einen .Jahresverkehr von 4 Millionen t ergibt:
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Dies sind die Frachtkosten ohne die sich gleichbleibenden Nebenkosten, nämlich Hafengebühren, Krangebühren, Lösch-und Ladekosten, Versicherung der Ladung und Schiffahrtsabgaben.

Während bei 2 Millionen Verkehr die Geschwindigkeit von 5 km und der Querschnitt von 59,5 qm das wirtschaftlich beste Ergebnis liefern, zeigt sich bei 4 Millionen Verkehr der Querschnitt von 75,4 zweckmässiger, weil die auf jedes tkm entfallenden Mehrkosten der Querschnittsvergrösserung sich vermindern. Aus diesen Berechnungen schliessen die Verfasser, dass der für den Rhein-Weser-Kanal vorgesehene Querschnitt von 61,5 qm bei gewöhnlichem, und von 77,5 bei angespanntem Wasserspiegel richtig gewählt ist.               ,

Die Schleppkosten allein betragen je tkm :

a) beim Jahresverkehr von 2 Millionen t:
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b) beim Jahresverkehr von 4 Millionen t:
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Im zweiten Teile werden die verschiedenen Betriebsarten miteinander verglichen, und zwar sogenannte Einzelfahrer, das sind Frachtschiffe mit eigener Triebkraft — Dampf, Sauggas oder elektrische Sammler-Batterie, — Frachtschiffe durch Dampfer und solche durch elektrische Lokomotiven geschleppt. Es wird hierfür die Kanalstrecke von Crange bis Hannover von 267 km Länge mit drei Zugschleusen zugrundegelegt. Für den Aufenthalt an den letzteren werden für jede Schleuse 3,5 km Mehrlänge berechnet, so dass die sogenannte Tarifentfernung rund 278 km beträgt. Die Rechnungen sind sowohl für Tagesbetrieb, wie für Tag- und Nachtbetrieb durchgeführt. Ferner ist untersucht worden, wie sich die Frachtkosten stellen, wenn die Lösch-und Ladezeit sowie die Wartezeit am Anfang und Ende der Reise möglichst abgekürzt wird, so dass als Liegezeit in den Häfen nur 3 Tage für das vollbeladene Schiff (1 Tag laden, 2 Tage löschen) und 2 Tage für das 1/5 ausgenutzte Schiff (für löschen und laden) zu rechnen sind, während sowohl für die Schiffe als auch für die Schleppdampfer eine Wartezeit überhaupt nicht eintreten soll. Das Ergebnis der Rechnungen ist auszugsweise nachstehend zusammengestellt:

Frachtkosten in Pfennigen je Tariftonnenkilometer bei 5 km Geschwindigkeit:
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Für die elektrische Treidelei sind die Preisangebote von Sie-mens-Schuckert benutzt, die verhältnismässig ziemlich hoch sind. Der Anfangsverkehr ist zu 3,3 Millionen t, der entwickelte Verkehr zu 7,62 t angenommen worden. Aus der Tabelle ergibt sich für die Strecke des Rhein-Weser-Kanals folgendes :

	
1. Schiffe mit eigener Betriebskraft sind unwirtschaftlich.


	
2. Die Frachtkosten fallen ausserordentlich, wenn die Liegezeiten abgekürzt werden.


	
3. Die Frachtkosten beim Schleppen mit Dampfern und mit elektrischen Lokomotiven sind wirtschaftlich fast gleichwertig, wobei Züge mit je zwei Schiffen vorausgesetzt sind. Die Kosten der elektrischen Treidelei fallen mit der Verkehrsgrösse.



Zu diesen Ergebnissen bemerken wir, dass die Schonung der Kanalanlagen und die Ersparnis an Schleusenbetriebswasser bei den Vorzügen der elektrischen Treidelei noch nicht berücksichtigt sind. Ferner können beim Lokomotivbetrieb die Schleusen etwa 25 m kürzer gebaut werden, so dass sich die Bau- und Unterhaltungskosten verringern. Diese Ersparnisse können unter Umständen beträchtliche Summen ergeben.

Im letzten Abschnitte des Aufsatzes werden die Schwierigkeiten untersucht, die durch den elektrischen Lokomotivbetrieb auf dem Leinpfade bei Kanälen mit zahlreichen Lösch- und Ladestellen hervorgerufen werden. Diese Schwierigkeiten bestehen darin, dass der Querverkehr über den Leinpfad und der Betrieb der Krane und ähnlicher Vorrichtungen durch den Lokomotivbetrieb behindert wird. Da dies gerade für den Kanal Rhein-Herne in besonderem Masse zutrifft, soll für diese Kanalstrecke zunächst von der Einführung des Lokomotivbetriebes abgesehen werden. Es werden dann Vorschläge gemacht, die Lokomotiv-bahn (unter Verwendung leichterer Maschinen) so hoch — bis zu 7 m — zu legen, dass die fraglichen Störungen vermieden werden.

Wir glauben, dass diese Schwierigkeiten vielleicht überschätzt sind und halten es theoretisch für bedenklich, mit der Lokomotive den festen Leinpfad zu verlassen und den Angriffspunkt der Zugkraft auf ein hohes Gestänge zu verlegen, dessen Bau und Unterhaltung mit erheblich höheren Kosten verbunden ist. Auf der anderen Seite ist vielleicht zu erwarten, dass die am Kanal liegenden industriellen Werke selbst die richtigen Einrichtungen am Ufer treffen können und treffen werden, um die sich im einzelnen Falle für sie ergebenden Schwierigkeiten ohne Störung des durchgehenden Lokomotivbetriebes zu überwinden. Auf dem letzteren Standpunkt steht man beim Teltowkanal, dessen Ufer voraussichtlich in Zukunft ebenso dicht mit Fabriken und dergleichen besetzt sein werden. Dass der Leinpfad als Zubehör des Kanals die angrenzenden Grundstücke von der Wasserfläche trennt und einen regelmässigen Querverkehr nicht in unbeschränktem Umfange erlaubt, ist übrigens eine Eigenschaft aller Kanäle, namentlich auch derer, die seit vielen Jahren erfolgreich mit Pferdetreidelei betrieben werden.

111. — Der Betrieb auf kanalisierten Flüssen

Die in Deutschland zum Teil vor sehr langer Zeit kanalisierten Flüsse für Schiffe von beschränkten Abmessungen (Finowmass und dergl.) und mit meistens geringem Verkehr sollen hier nicht untersucht werden. Es sind dies die Saar, die Lahn, die Ruhr, die Lippe, die Saale, die Unstrut, die Eide, die obere Havel, die obere Netze und die untere Brahe. Es hat sich auf ihnen kein besonders einheitlicher Betrieb entwickelt, es wird vielmehr — je nach den örtlichen Umständen — getreidelt, gesegelt und mit Dampfern in kleinen Zügen geschleppt. Nur auf der Saale und auf der unteren Brahe liegen Ketten und die Kettenschiffahrt erweist sich noch heute als zweckmässig und wirtschaftlich. Auf der unteren Brahe werden vorwiegend Holzflösse von der Weichsel nach Bromberg geschleppt und zu gleichem Zwecke besteht auch seit vielen Jahren mit Erfolg eine Seilschiffahrt auf den Oderberger Gewässern zwischen Liepe und Hohensaathen im Zuge des neuen Grossschiffahrtsweges Berlin-Stettin.

In neuerer Zeit sind für Schiffe von grossen Abmessungen kanalisiert worden : der Main für Schiffe von i 000 t, die Fulda für Schiffe von 450 t und die obere Oder für Schiffe von 450 t. In dem Main liegt eine Kette und die Kettenschiffahrt hat sich für die Bergfahrt bewährt. Daneben wird aber der grössere Teil der Schiffe durch Schleppdampfer meist in Zügen von 2 bis 3 Schiffen befördert. Auf der Fulda werden die Schiffe gleichfalls fast ausschliesslich durch Dampfer in Zügen von höchstens 2 Schiffen geschleppt. Auf der kanalisierten oberen Oder hat das Segeln und Treideln fast ganz aufgehört und die Schiffe werden meistens in langen Zügen durch Hinter- oder Seitenraddampfer geschleppt. Das Schleppen mit Dampfern hat sich mithin in allen Fällen als wirtschaftlich bewährt. Nur auf der oberen Oder haben sich in den letzten Jahren — bei dem stark zunehmenden Verkehr — Schwierigkeiten in dem jetzt bestehenden freien Schleppbetriebe herausgstellt.

Die Ursache davon ist namentlich in der Wasserführung des Flusses zu suchen, die bei der Besprechung des Betriebes auf der Spree-Oder-Wasserstrasse bereits erwähnt ist. Da bei niedrigen Wasserständen nur eine sehr geringe, für die Schiffahrt nicht lohnende Tauchtiefe zulässig ist, drängt sich der Verkehr in den Zeiten der hohen Wasserstände zusammen. Den Hauptverkehr bildet der Transport von Steinkohlen, die von dem grossen Umschlaghafen bei Cosel nach Breslau und Berlin befördert werden. Der Talverkehr von Cosel beträgt allein zur Zeit etwa 1,6 Million t. Dieser Umschlaghafen liegt 155 km oberhalb von Breslau. Um die Wasserstrasse für Schiffe von 450 t herzurichten, wurde die Strecke von Cosel bis zur Neissemün-dung (84 km) in den Jahren 1891 bis 1897 mittels 12 Staustufen und einschiffiger Schleusen kanalisiert. Zwischen der Neisse-mündung und Breslau liegen noch zwei Staustufen bei Brieg und Ohlau. Diese genügen jedoch nicht zur Erreichung eines stets hinreichend tiefen Fahrwassers — von 1,50 m — und ist deshalb die weitere vollständige Kanalisierung von der Neisse-mündung bis Breslau in das neue Wasserstrassengesetz aufgenommen worden, das — wie oben erwähnt — im März 1905 vom preussischen Landtage angenommen wurde. Es werden voraussichtlich 6 neue Staustufen eingerichtet werden. Ausserdem ist schon im Anschluss an die erste Kanalisierung der Gross-schiffahrtsweg um Breslau mit 2 Staustufen in den Jahren 1892 bis 1897 erbaut worden, so dass die ganze Strecke von Breslau bis Cosel künftig 22 Staustufen haben wird.

Die Fortbewegung der Schiffe geschieht zur Zeit in der Richtung zu Berg in Schleppzügen, die in der kanalisierten Strecke oberhalb der Neissemündung einschliesslich der Dampfer eine Länge von 8 Schleusungen haben dürfen. Da bei einer Schleusung entweder ein grosses oder zwei kleine Schiffe von Finowmass befördert werden können,so schwankt die Zahl der Schiffe in einem solchen Schleppzuge zwischen 8 und 16. Zu Tal schwimmen die Schiffe in der Regel mit dem Strome. Die Fahrgeschwindigkeit eines Schleppzuges mit nur leeren Schiffen beträgt in dieser Flusstrecke bei mittleren Wasserstanden und bei Schleppdampfern von etwa 250 P. S. etwa 4.3 km je Stunde. Das Durchschleusen eines solchen Schleppzuges dauert unter der Voraussetzung regelmässiger Gegenschleusungen etwa 3 3/4 Stunden an jeder Schleuse. Während dieser Zeit liegt der Schleppdampfer und mit ihm der ganze Zug an der Schleuse still. Für die 152 km lange Strecke vom Breslauer Oberwasser bis zum Hafen Cosel braucht ein Schleppzug bei den vorhandenen 14 Staustufen 87 3/4 Stunden ober bei einer mittleren täglichen Schleusenbetriebszeit von 15 Stunden jetzt 5 4/5 Tage, nach Durchführung der vollständigen Kanalisierung bei 20 Staustufen später 110 1/4 Stunden oder 7 1/3 Tage. Von dieser Zeit liegen Dampfer und Frachtschiffe nach x\bzug ihrer eigenen Schleusungsdauer während 65 Stunden, also etwa 70 % des ganzen Zeitraumes, still. Dieser Betrieb ist also unwirtschaftlich. Anderseits dauert aber auch die Fahrt der zu Tal schwimmenden Schiffe zu lange. Bei mittleren Wasserständen erreichen sie eine Geschwindigkeit von etwa 2,9 km je Stunde, brauchen aber für die Fahrt von Cosel bis Breslau nach Einbau der weiteren 6 Schleusen 58 1/2 Stunden oder rund 4 Tage, wobei als Schleusungszeit nur je 1/3 Stunde in Rechnung gestellt ist.

Die Mängel des jetzigen Betriebes bestehen hauptsächlich :

	
1. In dem grossen Zeitverlust bei der Bergfahrt infolge des Wartens an den Schleusen,


	
2. In der langsamen Fortbewegung sowohl auf der Bergfahrt wie auf der Talfahrt,


	
3. In dem Zeitverlust durch das Schleusen der Schleppdampfer (zur Zeit gehen dadurch etwa 15 volle Betriebstage jährlich verloren) und


	
4. In der Havariegefahr, da zwischen den talwärts treibenden beladenen Schiffen und den aufwärts fahrenden Schleppzügen sehr leicht Zusammenstösse eintreten, durch die bedenkliche Verkehrsstockungen hervorgerufen werden können. xVis diesem Grunde ist auch die Einführung des Nachtbetriebes ausgeschlossen.



Die unter 1, 2 und 4 aufgeführten Uebelstände würden sich wesentlich verbessern lassen, wenn die Schleppzüge erheblich verkürzt und auch alle talwärts gehenden Schiffe geschleppt würden. Da die Erfahrung gelehrt hat, dass es gefährlich ist, mehr als zwei Schiffe im Anhang zu schleppen, so würden aber alle Schleppzüge auf dies Mass festgesetzt werden müssen. Die angestellten Rechnungen haben aber ergeben, dass schon bei dem heutigen Verkehr dabei jährlich etwa 3 000 Dampferschleusungen zu Tal nötig werden würden, während jetzt nur etwa 1 000 gemacht werden. Da ungefähr die gleiche Anzahl Dampfer zu Berg geschleust werden müsste, so würden allein zum Durchschleusen der Schleppdampfer jährlich etwa 52 Betriebstage (zu je 15 Stunden) verbraucht werden, was die jetzigen Schleusen nicht leisten können. Es ist dann in Frage gekommen, die Schleppdampfer nicht durchzuschleusen, sondern sie innerhalb der Haltungen auf- und abschleppen zu lassen. Die Beteiligten, namentlich der Breslauer Schiffahrtsverein und die in ihm vertretenen Schiffahrtsgesellschaften haben zusammen mit der Königlichen Oderstrombauverwaltung im April 1906 mit dieser Betriebsart einen praktischen Versuch gemacht, der auf die Dauer einer Woche ausgedehnt wurde. In die 7 Haltungen zwischen Cosel und der Neissemündung wurden 20 Dampfer verteilt, die sowohl die zu Berg wie die zu Tal gehenden Schiffe in kleinen Zügen von zwei Anhängen schleppten und beim Einbringen und Ausbringen an den Schleusen behilflich waren. Der Erfolg war, dass täglich an jeder Schleuse bei 16stündiger Betriebszeit im Durchschnitt 33 Schiffe zu Berg und 33 Schiffe zu Tal befördert wurden, so dass auf jedes Schiff im Mittel eine Schleusungszeit von 14 1/2 Minuten entfiel. Der Versuch war durch die kurze Dauer, die Ungleichheit der Dampfer, die auch nicht immer rechtzeitig zur Stelle waren, und andere Zwischenfälle beeinträchtigt und die Beteiligten waren mit dem Erfolge nicht voll zufrieden. Falls bei wiederholten Versuchen die Ergebnisse noch besser werden, wird die Einführung dieses Betriebes in Frage kommen. Dazu würde zunächst erforderlich sein die Festsetzung :

	
1. Des Schleppzwangs für alle Schiffe zu Berg und zu Tal,


	
2. Der Beschaffenheit der Schleppdampfer (Tiefgang, Maschinenkraft und dergleichen),


	
3. Der Länge und Zusammenstellung der Schleppzüge und


	
4. Der Fahrgeschwindigkeit.



Diese Vorschriften liegen zweifellos im Rahmen der strom-und schiffahrtspolizeilichen Befugnisse, die die Ordnung und Verbesserung des Verkehrs zum allgemeinen Vorteil bezwecken. Es bleibt aber zu erwägen, ob nicht der freie Verkehr einer unbeschränkten Zahl von Schleppdampfern in den einzelnen Haltungen zu Störungen führen wird. Diese Frage wird mit Rücksicht auf die enge Fahrstrasse der Oder bejaht werden müssen und es wird darum nötig werden, die Zahl der zugelassenen Dampfer polizeilich zu beschränken. Der Schleppbetrieb wird dadurch aber leicht den Charakter eines Privatschleppmonopols annehmen, was nicht wünschenswert scheint und die Staatsregierung zusammen mit dem neuerdings eingerichteten Wasserstrassenbeirat wird deshalb zu wählen haben, ob der Staat selbst den Betrieb übernehmen oder einer bestehenden (z. B. Handelskammer) oder zu diesem Zweck zu bildenden Organisation das Schleppmonopol übertragen soll. Im letzteren Falle würde die Aufsichtsbehörde bei der Festsetzung der Schlepptarife dafür sorgen, dass der Betrieb keine höheren Erträgnisse abwirft, als zur angemessenen Verzinsung und Tilgung des Anlagekapitals erforderlich ist. Da ein Schleppmonopol alle anderen Privatschleppdampfer von den fraglichen, bisher dem freien Verkehr überlassenen Flussstrecke grundsätzlich ausschliesst, würde dazu ein besonderes Gesetz nötig werden.

Es muss hier hinzugefügt werden, dass zur Zeit neben den bestehenden einschiffigen Schleusen in der bereits kanalisierten Flussstrecke mit dem Bau von Schleppzugschleusen der Anfang gemacht wird und dass auch bei den 6 neuen Staustufen Zugschleusen mit 180 m nutzbarer Länge ausgeführt werden sollen. Der Verkehr nimmt aber schnell und stetig zu ; er beträgt schon jetzt mehr als 2 Millionen t und man nimmt an, dass er nach Fertigstellung der Bauwerke angenähert die Höhe von 3 Millionen t erreicht haben wird. Dann würden schnell wieder die gleichen Uebelstände eintreten. Dauernde Abhilfe wird nur von der Einführung einer strengen Betriebsorganisation erwartet werden können (1).

	
IV. — Der Betrieb auf den offenen Flüssen



Den grössten Binnenschiffahrtsverkehr weisen in Deutschland die grossen von Süden nach Norden fliessenden Ströme auf : der Rhein, die Weser, die Elbe, die Oder und die Weichsel. Der

	
(1) Vielleicht stellt sich nach Einführung des Schleppmonopols der Betrieb noch vorteilhafter, wenn man die Schleppdampfer zusammen mit ihrem kleinen Anhänge bei den Zugschleusen mit durchschleust. Denn bei schwankender Grösse des Verkehrs in gewissen Jahreszeiten müsste man andernfalls die Zahl der Schleppdampfer in allen 20 Haltungen vermehren oder vermindern, wobei ihre Schleppkraft wahrscheinlich nicht immer voll ausgenutzt werden könnte. Schleppbetrieb auf ihnen hat sich im Laufe der letzten Jahre nicht wesentlich geändert; der Verkehr hat aber bedeutend zugenommen, die Schleppdampfer sind kräftiger,die Frachtschiffe grösser geworden. Bei dem Schiffszuge auf dem Rhein fällt es auf, dass dort noch immer jedes einzelne Schiff — bis zu fünf im Anhänge — mit einer besonderen Trosse an dem Schleppdampfer befestigt wird und seinen eigenen Kurs steuert. Man begründete dieses Verfahren früher damit, dass bei dem oft schwierigen, engen, mit Felsen und Sandbänken durchsetzten Fahrwasser auf diese Weise die Gefahren der Fahrt besser vermieden werden könnten. Diese Gründe treffen heute aber nicht mehr zu und es muss dieser Betrieb als unwirtschaftlich bezeichnet werden, weil er grösseren Widerstand hervorruft. Auf der Elbe kuppelt man in den Schleppzügen die Schiffe so fest und dicht hintereinander wie möglich und vermindert so in zweckmässiger Weise den gesamten Schiffswiderstand erheblich. Auf der Elbe, dem Main und dem Neckar wird Kettendampfschiffahrt betrieben. Die Erfahrung hat gelehrt, dass der Wettstreit zwischen diesem Betriebe und den freifahrenden Schleppdampfern bei dem weiteren sachgemässen Ausbau des Fahrwassers und bei der Fortentwicklung des Dampfschiffbaues sich zugunsten der letzteren entscheidet. Infolgedessen ist in der Elbe die unterhalb Magdeburg liegende Kette im Laufe der letzten Jahre beseitigt worden. Ebenso ist auf dem Rhein das zu der früher erfolgreich zwischen Bingen und Coblenz betriebenen Seildampfschiffahrt gehörige Drahtseil vor einigen Jahren aufgenommen und dieser Betrieb eingestellt worden. Dem Vernehmen nach besteht neuerdings die Absicht, dies Seil auf der Rheinstrecke abwärts von Basel wieder in Betrieb zu bringen, um die Bestrebungen der Schweiz, die Rheinschiffahrt von Strassburg bis Basel auszudehnen, zu unterstützen.



Die Kettenschiffahrt auf dem oberen Main wird vom bayerischen Staat — aber nicht als Monopol — betrieben ; sie hat sich bewährt und wirft auch einen genügenden Ertrag ab.

Infolge des überall stark wachsenden Verkehrs macht sich bei niedrigen Wasserständen sowie bei engem und stark gekrümmtem Fahrwasser auf einzelnen Strecken der offenen Flüsse schon ein Bedürfnis nach strengerer Ordnung und einer gewissen Organisation geltend, z. B. auf der kleinen Havel, die den bedeutendsten Verkehr zwischen Hamburg und Berlin zu bewältigen hat. Seit einigen Jahren haben sich daher in Deutschland hin und wieder Stimmen erhoben, die auch für die offenen Ströme die Einführung des Schleppmonopols empfohlen haben. Hier ist die Schrift des Königlich Bayerischen Bauamts-Assessors Heubach vom Jahre 1897 zu erwähnen : « Ueber die Einrichtung eines regelmässigen Betriebes auf künstlichen Wasserstrassen (1).» Er führt aus, dass durch eine solche Organisation eine erheblich bessere technische und wirtschaftliche Ausnutzung der Wasserstrasse und der Schleppdampfer erzielt werden könnte. Bemerkenswert ist ferner ein Vortrag des bekannten Wasserstrassenfreundes Philippi, des früheren Direktors der Elbe-Schifffahrtsgesellschaft « Kette » in Dresden : « Ist die Verstaatlichung des Schleppdienstes auf den preussischen Wasserstrassen anzustreben ? » (2). In diesem, im Jahre 1903 im Zentralverein für Hebung der deutschen Fluss- und Kanalschiffahrt gehaltenen Vortrage kam Philippi zu dem Ergebnis, dass ein staatliches Schleppmonopol auf den öffentlichen Strömen namentlich für die Kleinschiffahrt und den ganzen Handel vorteilhaft wäre. Zur Erläuterung muss bemerkt werden,dass auf allen deutschen Strömen grosse Schiffahrtsgesellschaften bestehen, welche ursprünglich nur das Schleppdampfergeschäft betrieben, allmählich aber durch Beschaffung, Ankauf und Miete vieler Frachtschiffe den grössten Teil des gesamten Frachtgeschäfts an sich gezogen haben. Die Kleinschiffer Einzelschiffer sind dadurch in eine gedrückte Lage gekommen, da sie von den Gesellschaften oft nur zu übermässig hohen Preisen die nötige Schleppkraft erhalten. Auch die Frachten selbst werden ihnen teilweise entzogen und infolge davon sind sie allmählich in grosse Abhängigkeit gekommen. Darunter leidet natürlich der ganze Handel; denn wenn die wenigen grossen Gesellschaften sich vereinigen, bestimmen sie allein die Höhe der Frachtpreise. Auf dem Rhein sind die grossen Handelshäuser gleichzeitig auch im Besitz von Kohlengruben. Sie haben sich vor einigen Jahren zu dem sogenannten Kohlenkontor zusammengeschlossen. Alle Kohlen von dem Kohlensyndikat werden nur durch die Schiffe und Dampfer der Teilhaber des Kohlenkontors nach dem Oberrhein, Baden, Elsass, Schweiz u.s.w. befördert und das Kohlenkontor bestimmt allein dort die Verkaufspreise. Auf

(1) Verbandsschrift des Deutsch-Oesterreich-Ungarischen Verbandes für Binnenschiffahrt, Berlin, bei A. Troschel.

(2) Siehe Zeitschrift für Binnenschiffahrt, Berlin, Jahrgang 1903, der Elbe standen die verschiedenen Gesellschaften abwechselnd miteinander im Wettbewerb und drückten dadurch die Frachtpreise, zuzeiten traten sie deshalb wieder zu einem Kartell zusammen und trieben die Preise in die Höhe. Die KZcmschiffer wehrten sich, indem sie zu grossen Transportverbänden zusammentraten, kamen aber doch zu keinem dauernden Erfolge. Im Jahre 1907 haben sich sowohl alle Schiffahrtsgesellschaften wie auch die Transportverbände zu einer gemeinschaftlichen Betriebgesellschaft vereinigt, die zunächst 10 Jahre dauern soll. Wenn auch diese neue Gesellschaft erklärt, dass sie nicht die Absicht hat, die Frachtpreise in die Höhe zu treiben, sondern nur durch gute Organisation eine bessere Ausnutzung der Schiffe und Schleppdampfer erreichen will, so hat dies Vorgehen doch eine grosse Aehnüchkeit nicht nur mit einem privaten Schleppmonopol, sondern sogar mit einem vollständigen Betriebsmonopol.—Es scheint uns volkswirtschaftlich und sozialpolitisch richtiger, wenn dafür lieber der Staat den Schleppdienst übernimmt und das Frachtgeschäft dem freien Wettbewerb der grossen und kleinen Schiffsbesitzer überlässt. Ein staatliches Schleppmonopol auf den öffentlichen Strömen hat ferner den Vorteil, dass die Handhabung der Schiffahrtspolizei und die Bezeichnung des Fahrwassers, der Untiefen und dergleichen wesentlich einfacher und billiger wird. Von besonderem Wert ist es auch, dass die einzelnen Schleppdampfer besser ausgenutzt werden und dass man für jede einzelne Stromstrecke die wirtschaftlich zweckmässigsten Dampfschiffe in Dienst stellt. Denn es scheint nicht richtig, dass man auf dem Rhein heute mit demselben Dampfer im Unterlaufe in Holland und in der Gebirgsstrecke — Binger Loch — bei Rüdesheim schleppt. Man fährt ja auch bei der Eisenbahn nicht mit Schnellzugsmaschinen über die Alpen und mit Gebirgsmaschinen im Flachlande. Der Monopol-Schleppbetrieb wird also bei guter Leitung unbedingt wirtschaftlicher arbeiten können. Zu seiner Einführung sind natürlich besondere Gesetze nötig. Bleiben wir bei dem Beispiel der Elbe, so- wird entweder eine übereinstimmende Gesetzgebung der verschiedenen beteiligten Bundesstaaten : Sachsen, Preussen, Anhalt, Mecklenburg und Hamburg, oder ein Reichsgesetz unter Berücksichtigung der Elbschiffahrtsakte nötig werden. Die verschiedenen Staaten werden einen Teil der vorhandenen Schleppdampfer ankaufen und durch neue Schiffe ergänzen und dann innerhalb ihrer Grenzen — ähnlich wie die einzelnen Eisenbahngesellschaften mit ihren Lokomotiven — das Schleppen der Schiffszüge übernehmen. Vielleicht wird es sich als vorteilhaft herausstellen, dass die weniger an der Elbe beteiligten Staaten, Anhalt und Mecklenburg, sowie die Freie Stadt Hamburg mit Preussen eine gewisse Betriebsgemeinschaft eingehen.

Auch abgesehen von den grossen wirtschaftlichen und sozialen Vorteilen, die an sich von der Einführung eines staatlichen Schleppmonopols auf den öffentlichen Flüssen erwartet werden, würde das für Kanäle nötige und zum Teil bereits eingerichtete oder gesetzlich vorgeschriebene Schleppmonopol sich allmählich von selbst auf die benachbarten anstossenden Flüsse ausdehnen. Wenn wir wieder auf das oben angeführte Beispiel der Spree-Oder-Wasserstrasse zwischen Seddinsee und Fürstenberg a/O. zurückkehren, so ist es unmöglich, dass der dort nötige Monopolbetrieb nur auf die beiden Kanalstrecken Seddinsee-Gr. Tränke und Fluthkrug-Fürstenberg beschränkt wird, es muss vielmehr die zwischengelegene Strecke der Fürstenwalder Spree, also eines öffentlichen Flusses, mit in diesen Betrieb einbezogen werden. Ebenso wird es sich herausstellen, dass es zweckmässig und wirtschaftlich ist, den Schleppbetrieb nicht in Wernsdorf oder am Seddinsee aufhören zu lassen, vielmehr wird derselbe Unternehmer die in Fürstenberg a/O. in Empfang genommenen Schiffe bis nach Berlin befördern müssen, wenn auch mit gewechseltem Motor. Aber nicht nur die Märkischen Wasserstrassen bilden ein wirtschaftlich zusammenhängendes Netz von Kanälen und öffentlichen Flüssen. Wenn in absehbarer Zeit die grossen beschlossenen und geplanten Kanäle in Deutschland und Oesterreich fertig sein werden, werden diese mit den dazwischenliegenden Strömen : Oder, Elbe, Weser ein ähnliches Netz bilden. Es würde dann eine wirtschaftliche Torheit bedeuten, wenn man z. B. einen in Wien beladenen Schleppzug mit demselben Schleppdampfer bis Cöln a/R. befördern wollte. Die Einführung eines Schleppmonopols wird selbstverständlich — wie dies auch bei dem Erlass schiffahrtspolizeilicher Verordnungen in Deutschland üblich ist — nur nach Anhörung der beteiligten Kreise des Handels, der Industrie und der Schiffahrt und unter gerechter Abwägung aller beteiligten wirtschaftlichen Interessen erfolgen können. In Preussen würden hierbei namentlich auch die neu eingerichteten Wasserstrassenbeiräte befragt werden, die ähnliche Aufgaben wie die bereits lange bestehenden Eisenbahnräte haben. Aus schiffahrtspolizeilichen Anordnungen und den sich daraus für den Einzelnen ergebenden Beschränkungen können nach deutschem Recht Entschädigungsansprüche nicht hergeleitet werden; solche können auch nicht anerkannt werden, soweit es sich um eine weitergehende Regelung handelt, die auf dem Eigentum an der Schifffahrtstrasse beruht. Falls hierüber hinaus der Einzelne Rechte oder Vorteile im allgemeinen öffentlichen Interesse aufzuopfern genötigt wird, können Entschädigungsansprüche in Betracht kommen; aber auch in solchen Fällen, wo bei der Neuregelung des Schleppbetriebes rechtliche Ansprüche auf Entschädigung erheblicher Nachteile nicht bestehen, wird aus Billigkeitsgründen auf einen entsprechenden Ausgleich Bedacht zu nehmen sein. Das wird von Fall zu Fall näher untersucht werden müssen.

Es gibt in Deutschland noch viele Feinde des Schleppmonopols. Diese Feindschaft rührt aber zum grössten Teile nicht aus wirtschaftlichen oder technischen, sondern aus politischen Gründen her, aus der Art und Weise der oben mitgeteilten Begründung des Monopols im preussischen Abgeordnetenhause. Viele Gegner stehen ferner dem praktischen Schiffahrtsbetriebe entweder so fern, dass sie den Wert dieser Verkehrsverbesserung nicht beurteilen können, oder so nahe, dass sie persönlich dadurch geschädigt zu werden fürchten. Viele sind auch lediglich Feinde aus parlamentarischer Parteipolitik, die ja früher auch in Preussen gegen die Verstaatlichung der Eisenbahnen gestimmt hat. Diese vielen Gegner führen zum Teil immer wieder an, dass das Schleppmonopol schliesslich zum Betriebsmonopol und zur Verstaatlichung der ganzen Binnenschiffahrt führen werde. Es besteht aber nicht die geringste Aussicht, dass jemals die deutschen Staatsregierungen dieser Absicht näher treten werden. Wir glauben nachgewiesen zu haben, dass es wirtschaftlich richtig ist, wenn der Staat nur den Schleppdienst übernimmt, das Frachtgeschäft aber nach wie vor dem freien Wettbewerb von Handel und Schiffahrt überlässt. Ausserdem wird von den Gegnern, behauptet, dass die Transportkosten im ganzen höher werden würden. Nach unseren Auseinandersetzungen ist auch das nicht zu befürchten, wenn die Schlepptarife keinen höheren Ertrag abwerfen, als zur angemessenen Verzinsung und Tilgung des aufgewendeten Anlagekapitals erforderlich ist. Das is tnatürlich die Grundbedingung, wenn das

Schleppmonopol lediglich eine V erkehrsverbesserung werden soll, die zur Hebung und Förderung der Binnenschiffahrt dient. Es scheint daher nötig, durch die Gesetzgebung den Grundsatz festzulegen, dass das Schleppmonopol unter keinen Umständen eine Finanzquelle für den Staat werden darf.

SCHLUSSFOLGERUNGEN

	
1. Der wirtschaftlich beste Schleppbetrieb ist der, welcher die grösste Schnelligkeit, Regelmässigkeit, Sicherheit und Billigkeit bei möglichster Schonung der Wasserstrasse und ihrer Bauwerke gewährleistet.


	
2. Schiffszüge von je 2 Schiffen sind auf Kanälen wirtschaftlich, namentlich wenn die Schleusen die gleichzeitige Beförderung von zwei Schiffen zulassen.


	
3. Zur wirtschaftlichen Ausnutzung der Kanäle bietet der elektrische Schiffszug vom Ufer das geeignetste Mittel. Welche Art von Lokomotiven die beste ist, wird die Erfahrung lehren. Das am Teltowkanal ausgeführte System Siemens-Schuckert hat sich bis jetzt bewährt. Die Geschwindigkeit von 5 km je Stunde ist bei Kanälen mit ähnlichen Abmessungen wirtschaftlich und erstrebenswert.



Das Schleppen vom Wasser aus — mit Schleppdampfern -kann nur in besonderen Fällen in Frage kommen.

	
4. Auf kanalisierten und offenen Flüssen ist das Schleppen in Schiffszügen durch Rad- oder Schraubendampfer das wirtschaftlich beste. Seil- und Ketten betrieb ist nur unter gewissen Umständen, namentlich bei starken Gefällen, wirtschaftlich.


	
5. Auf Kanälen lässt sich der elektrische Schiffszug vom Ufer nur bei der Einführung des Schleppmonopols erfolgreich durchführen. Der Eigentümer des Kanals ist berechtigt, diesen Monopolbetrieb selbst oder durch einen Unternehmer auszuüben.


	
6. Auch auf kanalisierten und offenen Flüssen kann unter Umständen zur Aufrechterhaltung der Ordnung, zur Verhütung von Verkehrsstockungen und zur besseren wirtschaftlichen Ausnutzung der Wasserstrasse im öffentlichen Interesse die Einführung einer strengen Betriebsorganisation oder eines Schleppmonopols erforderlich werden. Solche Einrichtungen haben lediglich den Charakter von ström- und schiffahrtspolizeilichen Vorschriften, solange nicht der Verkehr von privaten Schlepp-



dampfern grundsätzlich untersagt wird. In diesem Falle wird eine Aenderung der Gesetzgebung nicht zu umgehen sein. Ob auch internationale Verträge dabei in Frage kommen, ist in jedem einzelnen Falle zu prüfen.

	
7. Es bleibt zu erwägen, ob mit Rücksicht auf den Zusammenhang von Kanälen, kanalisierten und offenen Flüssen unter sich und mit solchen Wasserstrassen in den angrenzenden Ländern die allgemeine Einführung des Schleppmonopols auf allen öffentlichen Wasserstrassen zweckmässig und wirtschaftlich ist. Dann würde, ähnlich wie bei den Eisenbahnen, auf jeder Wasserstrasse der Eigentümer — oder sein Unternehmer — die zum Weiterschleppen der Schiffe erforderliche, am besten geeignete Zugkraft gegen festen Tarif zu stellen haben.


	
8. Das Schleppmonopol soll unter allen Umständen nur eine T’erkehrsverbesserung, und niemals eine Finanzquelle für den Staat sein. Das muss bei der Einführung des Monopols festgelegt werden.



Berlin-Potsdam, im August 1907.

(Gez.) Bredow und Teubert.

Deutsche Veröffentlichungen über mechanischen Schiffszug und Schleppmonopol seit dem Jahre 1907.

	
1. E. Block. — Die Betriebseinrichtungen des Teltowkanals, Elektrotechnische Zeitschrift 1906, Heft 22 bis 25, Berlin, bei Julius Springer.


	
2. E. Block. — Ergebnisse eines Betriebsversuchs einer elektrischen Schlepplokomotive beim Teltowkanal, Glasers Analen, für Gewerbe und Bauwesen, 1906, Berlin, bei Georg Siemens.


	
3. Max Schinkel. — Der elektrische Schiffszug, 1906, Jena, bei Gustav Fischer.
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